
Mitteilung
über die Berliner Konferenz der Drei Mächte

I.

Am 17. Juli 1945 trafen sich der Präsident der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Harry S. Truman, der Vorsitzende des Rates der Volkskom­
missare der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Generalissimus 
J. W. Stalin, und der Premierminister Großbritanniens, Winston S. Chur­
chill, sowie Herr Clement R. Attlee auf der von den drei Mächten beschick­
ten Berliner Konferenz. Sie wurden begleitet von den Außenministern der 
drei Regierungen, W. M. Molotow, Herrn D. F. Byrnes und Herrn A. Eden, 
den Stabschefs und anderen Beratern.

In der Periode vom 17. bis 25. Juli fanden neun Sitzungen statt. Da­
nach wurde die Konferenz für zwei Tage unterbrochen, für die Zeit, als in 
England die Wahlergebnisse verkündet wurden.

Am 28. Juli kehrte Herr Attlee in der Eigenschaft als Premierminister 
in Begleitung des neuen Außenministers, Herrn E. Bevin, zu der Konferenz 
zurück. Es wurden noch vier Sitzungen abgehalten. Während der Konferenz 
fanden regelmäßige Begegnungen der Häupter der drei Regierungen, von 
den Außenministern begleitet, und regelmäßige Beratungen der Außen­
minister statt.

Die Kommissionen, die in den Beratungen der Außenminister für die 
vorherige Vorbereitung der Fragen eingesetzt worden waren, tagten gleich­
falls täglich. Die Sitzungen der Konferenz fanden in Cäcilienhof bei Pots­
dam statt.

Die Konferenz schloß am 2. August 1945. Es wurden wichtige Ent­
scheidungen und Vereinbarungen getroffen. Es fand ein Meinungsaustausch 
über eine Reihe anderer Fragen statt. Die Beratung dieser Probleme wird 
durch den Rat der Außenminister, der durch diese Konferenz geschaffen 
wurde, fortgesetzt.

Präsident Truman, Generalissimus Stalin und Premierminister Attlee 
verlassen diese Konferenz, welche das Band zwischen den drei Regierungen 
fester geknüpft und die Rahmen ihrer Zusammenarbeit und Verständigung 
erweitert hat, mit einer erneuerten Überzeugung, daß ihre Regierungen 
und Völker, zusammen mit anderen Vereinten Nationen, die Schaffung 
eines gerechten und dauerhaften Friedens sichern werden.
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